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• Anhang: Übersichten
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Vorwort

Einer der umfangreichsten Zuständigkeitsbereiche des VI. Zivilsenats des BGH be-
trifft die Schadensersatzansprüche bei Verkehrsunfällen. Der Senat hat unter mei-
ner vielfältigen Beteiligung in den vergangenen rd. 25 Jahren das Kfz-Sachscha-
densrecht durch viele Entscheidungen geprägt und prägt sie weiterhin durch seine
aktuellste Rechtsprechung, die uns zu der neuesten Auflage dieses Buchs ver-
anlasst. Auf den ersten Blick mag die Vielzahl der zum Kfz-Sachschadensrecht er-
gangenen Senatsentscheidungen unübersichtlich erscheinen, bei näherem Hin-
schauen hat das damit geschaffene „Gebäude“ des Kfz-Schadens jedoch durchaus
Struktur. Zum besseren Verständnis finden Sie im Anhang eine kurze „Gebäude-
Skizze“ sowie die aktuelle Kfz-Schadensabrechnungs-Übersicht. Die Übersichten
habe ich erweitert um eine Übersicht zum Werkstattrisiko, um einen Überblick zu
den Sachverständigenkosten sowie um eine Übersicht zum Sachverständigenrisiko.

Das vorliegende Buch basiert auf meinem Verständnis der Entscheidungen und
meinen langjährigen Erfahrungen als Richter des VI. Zivilsenats des BGH. Die aus-
gewählten Entscheidungen sind von mir bearbeitet und – nach Themengebieten ge-
ordnet – auf den wesentlichen Inhalt reduziert, der zum Verständnis und der Arbeit
in der Praxis erforderlich ist. Dies gewährleistet einen raschen Überblick und einen
schnellen Zugriff auf die einschlägige BGH-Rechtsprechung und stellt damit nicht
nur eine wesentliche Arbeitserleichterung, sondern auch eine wichtige Argumenta-
tions- und Diktierhilfe dar. Das Buch findet in jeder Aktentasche Platz und sollte
ein ständiger Begleiter bei der Sachschadensbearbeitung und in der forensischen
Praxis sein.

Das Buch erscheint aufgrund reger Nachfrage und im Hinblick auf eine Vielzahl
neuer Entscheidungen des VI. Zivilsenats des BGH neubearbeitet und aktualisiert
in der nunmehr 7. Auflage.

Auf die Wiedergabe von Fundstellenzitierungen in den einzelnen Entscheidungen
habe ich weitgehend verzichtet. Falls im Einzelfall auf die in diesem Buch nicht zi-
tierten weiteren Fundstellen zurückgegriffen werden soll, empfehle ich einen Zu-
griff auf die Entscheidung im Original.

Rechtsstand der Bearbeitung: Januar 2026.

Karlsruhe, im Januar 2026 Wolfgang Wellner
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§ 1 Reparaturkosten oder
Wiederbeschaffungsaufwand, fiktive oder
konkrete Schadensabrechnung

1. Dauer der Weiternutzung bei Abrechnung fiktiver
Reparaturkosten

BGH, Urt. v. 29.4.2008 – VI ZR 220/07, zfs 2008, 503 = VersR 2008, 839
BGB § 249 Abs. 2 S. 1

Ein Unfallgeschädigter kann (fiktiv) die vom Sachverständigen geschätzten Re-
paraturkosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts in der Regel nur ab-
rechnen, wenn er das Fahrzeug mindestens sechs Monate weiternutzt und zu
diesem Zweck – falls erforderlich – verkehrssicher (teil-)reparieren lässt (im
Anschluss an Senat, BGHZ 154, 395 ff.; 168, 43 ff.).

a) Der Fall

Der Pkw des Klägers war bei einem Verkehrsunfall beschädigt worden. Die Beklag-
te hatte als Kraftfahrzeugpflichtversicherer des Unfallgegners in vollem Umfang für
den Schaden einzustehen.

Eine fachgerechte Instandsetzung des beschädigten Fahrzeugs hätte nach sachver-
ständiger Schätzung 8.000 EUR netto gekostet (Beträge zur Vereinfachung geän-
dert). Der Kläger ließ die Reparatur jedoch kostengünstiger durchführen. Er ver-
äußerte das Fahrzeug spätestens nach 22 Tagen. Die Beklagte erstattete ihm einen
Betrag von 6.000 EUR, den sie aus demWiederbeschaffungswert des Fahrzeugs vor
dem Unfall in Höhe von 10.000 EUR unter Abzug eines Restwerts von 4.000 EUR
errechnete.

Mit seiner Klage hat der Kläger die geschätzten Kosten einer fachgerechten Repa-
ratur abzüglich gezahlter 6.000 EUR, mithin 2.000 EUR geltend gemacht.

Das Amtsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landgericht hat die Berufung des
Klägers zurückgewiesen. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision ver-
folgte der Kläger sein Klagebegehren weiter.

b) Die rechtliche Beurteilung

Das Berufungsgericht hatte zur Begründung seiner Entscheidung im Wesentlichen
ausgeführt, die vom Kläger durchgeführte Reparatur könne zwar aufgrund der vor-
gelegten Lichtbilder und Anlagen nicht als unfachmännisch bezeichnet werden;
eine Reparatur mit Gebrauchtteilen sei im Hinblick auf das Alter des Fahrzeugs an-
gemessen. Der Kläger verstoße aber gegen das Bereicherungsverbot, wenn er trotz

29

§ 1

1

2

3

4

5



des alsbaldigenWeiterverkaufs durch den Unfall wirtschaftlich besser gestellt werde
als ohne das schädigende Ereignis.

Das Berufungsurteil hielt im Ergebnis revisionsrechtlicher Überprüfung stand.

Nach der Rechtsprechung des VI. Zivilsenats des BGH stehen dem Unfallgeschä-
digten für die Berechnung eines Kraftfahrzeugschadens im Allgemeinen zwei Wege
der Naturalrestitution zur Verfügung: Die Reparatur des Unfallfahrzeugs oder die
Anschaffung eines „gleichwertigen“ Ersatzfahrzeugs. Der Geschädigte, der sein
Fahrzeug tatsächlich reparieren lässt, kann grundsätzlich Ersatz der Reparaturkos-
ten verlangen, wenn diese den Wiederbeschaffungswert nicht übersteigen.

Der Kläger begehrte jedoch nicht (etwa unter Vorlage der Reparaturrechnung) Er-
stattung der Kosten der tatsächlich durchgeführten Instandsetzung. Er wollte viel-
mehr seinen Schaden (fiktiv) auf der Basis der geschätzten Kosten für die Instand-
setzung berechnen. Nach der Rechtsprechung des erkennenden Senats kann der
Geschädigte die vom Sachverständigen geschätzten Reparaturkosten bis zur Höhe
des Wiederbeschaffungswerts in der Regel jedoch nur abrechnen, wenn er das Fahr-
zeug mindestens sechs Monate weiternutzt und zu diesem Zweck – falls erforderlich
– verkehrssicher (teil-)reparieren lässt.

Nach den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts hatte der Geschädigte
im Streitfall das Fahrzeug spätestens 22 Tage nach dem Unfall weiterveräußert mit
der Folge, dass er nicht (fiktiv) die geschätzten Reparaturkosten, sondern nur den
Wiederbeschaffungsaufwand verlangen konnte. Da er infolge der Weiterveräuße-
rung den Restwert realisiert hatte, musste er sich diesen bei der Schadensberech-
nung mindernd anrechnen lassen.

2. Fiktive Schadensabrechnung bei Eigenreparatur

BGH, Urt. v. 23.11.2010 – VI ZR 35/10, zfs 2011, 264 = VersR 2011, 280

BGB § 249 Abs. 2 S. 1

a) Ein Unfallgeschädigter kann (fiktiv) die vom Sachverständigen geschätzten
Reparaturkosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts in der Regel
nur abrechnen, wenn er das Fahrzeug mindestens sechs Monate weiternutzt
und es zu diesem Zweck – falls erforderlich – verkehrssicher (teil-)reparie-
ren lässt.

b) Vor Ablauf der Sechs-Monats-Frist kann der Geschädigte, der sein Fahr-
zeug tatsächlich repariert oder reparieren lässt, Reparaturkosten, die den
Wiederbeschaffungswert nicht übersteigen, regelmäßig nur ersetzt verlan-
gen, wenn er den konkret angefallenen Reparaturaufwand geltend macht.

Reparaturkosten/Wiederbeschaffungsaufwand, fiktive/konkrete Schadensabrechnung
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a) Der Fall

Der Kläger machte gegen die Beklagten restlichen Schadensersatz aus einem Ver-
kehrsunfall vom 25.5.2008 geltend, bei dem das Kraftfahrzeug des Klägers beschä-
digt wurde. Die volle Haftung der Beklagten ist dem Grunde nach unstreitig. Das
Fahrzeug war seitens des Klägers zunächst über die Volkswagen Bank finanziert
worden. Nach einem vom Kläger eingeholten Sachverständigengutachten belief
sich der Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs auf 39.000 EUR brutto
(32.733,10 EUR netto), der Restwert auf 18.000 EUR und die geschätzten Repara-
turkosten auf 23.549,54 EUR brutto (19.789,35 EUR netto). Die Beklagte zu 2 er-
stattete dem Kläger insgesamt einen Betrag von 9.883,11 EUR, wobei sie den Wie-
derbeschaffungsaufwand aus dem Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs vor dem
Unfall unter Abzug eines Restwerts von 22.890 EUR zugrunde legte. Den Restwert
hatte sie aufgrund des Restwertangebots aus einer Internet-Restwertbörse ermit-
telt, an das der Bieter bis zum 31.7.2008 gebunden war. Der Kläger führte die Repa-
ratur des Fahrzeugs – nachdem er es bei der Volkswagenbank abgelöst hatte – in
Eigenregie durch und veräußerte das Fahrzeug am 15.10.2008 zu einem Preis von
32.000 EUR.

Der Kläger begehrte Schadensersatz auf Reparaturkostenbasis, den er ursprünglich
wie folgt berechnet hatte: Reparaturkosten netto 19.789,35 EUR, Wertminderung
3.000 EUR, Kostenpauschale 25 EUR, Sachverständigenkosten 1.338,04 EUR und
Nutzungsausfall 1.738 EUR, abzüglich des von der Beklagten zu 2 zunächst gezahl-
ten Betrages von 6.941,93 EUR. Die auf den geltend gemachten Restanspruch von
18.948,36 EUR gerichtete Klage hat er im Laufe des erstinstanzlichen Rechtsstreits
um die Kosten des Sachverständigengutachtens ermäßigt, nachdem die Beklagte zu
2 diese direkt an den Sachverständigen gezahlt hatte. Gleichzeitig hat er die Klage
in Höhe von 1.288,58 EUR wegen auf seinem Girokonto angefallener Sollzinsen er-
höht. Hinsichtlich der während des Rechtsstreits gezahlten weiteren 2.941,18 EUR
haben die Parteien den Rechtsstreit übereinstimmend für erledigt erklärt.

Das Landgericht hat dem Kläger in der Hauptsache weitere 4.976,88 EUR sowie
restliche vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 61,88 EUR zuerkannt.
Im Übrigen hat es die Klage abgewiesen.

Auf die Berufung des Klägers hat das Oberlandesgericht das erstinstanzliche Urteil
teilweise abgeändert und die Beklagten als Gesamtschuldner verurteilt, an den Klä-
ger über den vom Landgericht zuerkannten Betrag hinaus weitere 9.692,26 EUR
nebst Zinsen zu zahlen. Im Übrigen hat es die Berufungen der Parteien zurück-
gewiesen. Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Revision verfolgten die Be-
klagten ihren Antrag, die Klage bis auf einen Betrag von 25 EUR abzuweisen, wei-
ter.

2. Fiktive Schadensabrechnung bei Eigenreparatur
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b) Die rechtliche Beurteilung

Das Berufungsurteil hielt revisionsrechtlicher Nachprüfung nicht stand.

Nach ständiger Rechtsprechung des erkennenden Senats kann ein Unfallgeschädig-
ter fiktiv die vom Sachverständigen geschätzten (über demWiederbeschaffungsauf-
wand liegenden) Reparaturkosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts in
der Regel nur abrechnen, wenn er das Fahrzeug mindestens sechs Monate weiter
nutzt und es zu diesem Zweck – falls erforderlich – verkehrssicher (teil-)reparieren
lässt (vgl. Senatsurt. v. 29.4.2003 – VI ZR 393/02, BGHZ 154, 395 ff.; v. 23.5.2006 –

VI ZR 192/05, BGHZ 168, 43 ff. und v. 29.4.2008 – VI ZR 220/07, VersR 2008, 839).
Im Streitfall waren die Voraussetzungen für eine fiktive Schadensabrechnung nicht
erfüllt, da der Kläger nach den Feststellungen des Berufungsgerichts das unfall-
geschädigte Fahrzeug bereits vor Ablauf der Sechs-Monats-Frist weiterverkauft hat-
te.

Zwar kann der Geschädigte, der sein Fahrzeug tatsächlich reparieren lässt, grund-
sätzlich auch vor Ablauf der Sechs-Monats-Frist die Erstattung der konkret angefal-
lenen Reparaturkosten verlangen, wenn diese den Wiederbeschaffungswert nicht
übersteigen (Senatsurt. v. 5.12.2006 – VI ZR 77/06, VersR 2007, 372). Im Streitfall
begehrte der Kläger jedoch nicht die Erstattung der konkreten Kosten der tatsäch-
lich durchgeführten Reparatur, sondern er wollte – ebenso wie der Geschädigte in
dem dem Senatsurteil v. 29.4.2008 (VI ZR 220/07, a.a.O.) zugrunde liegenden Fall –
seinen Schaden fiktiv auf der Basis der vom Sachverständigen geschätzten Repara-
turkosten berechnen, obwohl er das Fahrzeug nicht mindestens sechs Monate wei-
tergenutzt hatte. Diese Möglichkeit der Schadensabrechnung war ihm jedoch – wie
der Senat bereits in seinem vorgenannten Urteil entschieden hatte – aus Rechts-
gründen versagt.

Die Überlegungen des Berufungsgerichts gaben keine Veranlassung zu einer abwei-
chenden Beurteilung. Der Auffassung des Berufungsgerichts, im vorliegenden Fall
der Eigenreparatur werde bei der Veräußerung nicht der Restwert realisiert, so
dass der Geschädigte mit seiner Abrechnung der Reparaturkosten nicht gegen das
Bereicherungsverbot verstoße, konnte nicht beigetreten werden. Bei der Veräuße-
rung des in Eigenregie reparierten Unfallfahrzeugs wird nämlich (inzident) auch
der nach dem Unfall verbliebene Restwert des Fahrzeugs realisiert. Deshalb würde
es – entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts – unter den Umständen des
Streitfalles gegen das Bereicherungsverbot verstoßen, wenn der Geschädigte, der
wertmäßig in geringerem Umfang eine Teilreparatur durchführen lässt, (fiktiv) die
Kosten einer – tatsächlich nicht durchgeführten – vollständigen und fachgerechten
Reparatur abrechnen könnte. Das Berufungsgericht hatte gerade nicht festgestellt,
dass der Geschädigte im Streitfall wertmäßig in einem Umfang repariert hatte, der
dem vom Sachverständigen in seinem Gutachten geschätzten Reparaturaufwand
entsprach. Mithin konnte der Kläger entsprechend dem Urteil des Landgerichts le-
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diglich den Wiederbeschaffungsaufwand, also den Wiederbeschaffungswert abzüg-
lich des Restwertes (vor der Reparatur), verlangen.

Entgegen der Auffassung der Revision war der Schadensabrechnung der vom Sach-
verständigen auf dem regionalen Markt ermittelte Restwert von 18.000 EUR und
nicht der Wert von 22.890 EUR zugrunde zu legen, den die Beklagte zu 2 über eine
Internet-Restwertbörse ermittelt hatte.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Senats kann der Geschädigte, der ein Sach-
verständigengutachten einholt, das eine korrekte Wertermittlung erkennen lässt,
und im Vertrauen auf den darin genannten, auf dem allgemeinen regionalen Markt
ermittelten Restwert und die sich daraus ergebende Schadensersatzleistung des Un-
fallgegners wirtschaftliche Dispositionen trifft, seiner Schadensabrechnung grund-
sätzlich diesen Restwertbetrag zugrunde legen (vgl. Senatsurt. v. 6.3.2007 – VI ZR
120/06, BGHZ 171, 287, 290 f.; v. 10.7.2007 – VI ZR 217/06, VersR 2007, 1243, 1244
und v. 13.10.2009 –VI ZR 318/08, VersR 2010, 130). Die Revision zog nicht in Zwei-
fel, dass auf dem regionalen Markt ein Restwerterlös von 18.000 EUR zu erzielen
gewesen wäre.

Darüber hinaus bezogen sich die von der Beklagten zu 2 übermittelten Restwert-
angebote auf das unreparierte Fahrzeug und waren zu dem Zeitpunkt, als der Klä-
ger das Fahrzeug in Eigenregie repariert und weiterverkauft hatte, längst abgelau-
fen. In einer solchen Situation muss der Geschädigte – entgegen der Auffassung der
Revision – grundsätzlich nicht den Haftpflichtversicherer über den nunmehr beab-
sichtigten Verkauf seines Fahrzeugs informieren und ihm zur Einholung neuer An-
gebote Gelegenheit geben, weil andernfalls die dem Geschädigten nach § 249 Abs. 2
S. 1 BGB zustehende Ersetzungsbefugnis unterlaufen würde, die ihm die Möglich-
keit der Schadensbehebung in eigener Regie eröffnet und deshalb auf seine indivi-
duelle Situation und die konkreten Gegebenheiten des Schadensfalles abstellt (vgl.
Senatsurt. v. 12.7.2005 – VI ZR 132/04, VersR 2005, 1448 m.w.N.). Dies entspricht
dem gesetzlichen Bild des Schadensersatzes, nach dem der Geschädigte Herr des
Restitutionsgeschehens ist und grundsätzlich selbst bestimmen darf, wie er mit der
beschädigten Sache verfährt.

Entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung erwies sich das Berufungsurteil
im Ergebnis nicht aus anderen Gründen als richtig.

Keinen Erfolg hatte die Revisionserwiderung in diesem Zusammenhang mit dem
Einwand, dem Kläger sei die Alternative der Anschaffung eines „gleichwertigen“
Ersatzfahrzeugs nicht zugänglich gewesen, weil dieses Fahrzeug unter Berücksichti-
gung seines Ausstattungsumfangs selten produziert worden sei. Dabei war bereits
zweifelhaft, ob dem Begriff der Gleichwertigkeit im Sinne der Senatsrechtspre-
chung eine solche Bedeutung beigelegt werden kann. Letztlich konnte dies jedoch
offen bleiben, denn der Geschädigte hatte die Möglichkeit, wenn es ihm auf den Er-
halt dieses speziellen Fahrzeugs ankam, sein Integritätsinteresse durch Reparatur
und Weiternutzung zu befriedigen. Deshalb war nicht ersichtlich, weshalb die Ei-
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genreparatur mit einem anschließenden Verkauf des Fahrzeugs mit der von der Re-
visionserwiderung gegebenen Begründung im Rahmen des § 249 Abs. 2 S. 1 BGB
eine fiktive Schadensabrechnung der Reparaturkosten rechtfertigen sollte.

Weiterhin waren – entgegen der Auffassung der Revisionserwiderung – keine An-
haltspunkte ersichtlich, die ausnahmsweise eine Unterschreitung der Sechs-Monats-
Frist rechtfertigen konnten. Soweit sich die Revisionserwiderung dabei auf Vorbrin-
gen des Klägers bezog, wonach dieser durch ausbleibende Regulierungsleistungen
der Beklagten zu 2 zur (vorzeitigen) Veräußerung des Fahrzeugs gezwungen gewe-
sen sei, war dies bereits deshalb unschlüssig, weil kein Vorbringen des Klägers auf-
gezeigt wurde, dass die Beklagte zu 2 sich geweigert hätte, konkret nachgewiesene
Reparaturkosten zu erstatten.

Fehl ging auch die Auffassung der Revisionserwiderung, die fiktive Abrechnung
der Reparaturkosten sei im Streitfall bereits deshalb möglich, weil die vom Kläger
begehrten Reparaturkosten von 19.789,35 EUR unter demWiederbeschaffungsauf-
wand von 21.000 EUR (39.000 EUR abzüglich 18.000 EUR) gelegen hätten und
deshalb die Ersatzbeschaffung keine günstigere Alternative dargestellt hätte. Die
Revisionserwiderung überging dabei, dass es sich bei den Reparaturkosten von
19.789,35 EUR um die geschätzten Nettoreparaturkosten handelte. Nach der
Rechtsprechung des Senats (vgl. Senatsurt. v. 3.3.2009 – VI ZR 100/08, VersR 2009,
654) ist aber für die Vergleichsbetrachtung im Rahmen des Wirtschaftlichkeits-
gebots grundsätzlich auf die Bruttoreparaturkosten abzustellen, die im Streitfall mit
23.549,33 EUR über demWiederbeschaffungsaufwand lagen.

Soweit die Revisionserwiderung meinte, der Berechnung des Wiederbeschaffungs-
aufwands sei der Bruttowiederbeschaffungswert in Höhe von 39.000 EUR zugrunde
zu legen, weil ein vergleichbares Ersatzfahrzeug überwiegend auf dem privaten
Markt (ohne Umsatzsteuer) oder allenfalls bei gewerblichen Gebrauchtwagenhänd-
lern mit einer (geschätzten) Differenzsteuer im Sinne des § 25a UStG von 2 % ge-
handelt worden sei, zeigte sie keinen entsprechenden, in der Berufungsinstanz über-
gangenen Sachvortrag des Klägers auf. Was die geltend gemachte Nutzungsausfall-
entschädigung anbelangte, zeigte die Revisionserwiderung ebenfalls keinen
übergangenen Sachvortrag des Klägers zu einem Nutzungsentgang für die Dauer
einer Ersatzbeschaffung auf. Da die Schadensberechnung der Revisionserwiderung
nicht zutraf, kam auch eine Erhöhung der ersatzfähigen außergerichtlichen Rechts-
anwaltskosten nicht in Betracht.
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3. Weiternutzungserfordernis im 130 %-Fall auch bei
vollständiger und fachgerechter Reparatur

BGH, Urt. v. 13.11.2007 – VI ZR 89/07, zfs 2008, 143 = VersR 2008, 134

BGB § 249

Der Geschädigte, der Ersatz des Reparaturaufwands über dem Wiederbeschaf-
fungswert verlangt, bringt sein für den Zuschlag von bis zu 30 % ausschlag-
gebendes Integritätsinteresse regelmäßig dadurch hinreichend zum Ausdruck,
dass er das Fahrzeug nach der Reparatur für einen längeren Zeitraum nutzt.

Im Regelfall wird hierfür ein Zeitraum von sechs Monaten anzunehmen sein,
wenn nicht besondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen.

a) Der Fall

Der Kläger begehrte restlichen Schadensersatz aus einem Verkehrsunfall vom
30.4.2005, bei dem sein Pkw VW Golf I Cabriolet, Erstzulassung 7.1991, im Heck-
bereich beschädigt wurde. Die volle Haftung der Erstbeklagten als Fahrerin und
der Zweitbeklagten als Haftpflichtversicherer stand dem Grunde nach außer Streit.
Der vom Kläger beauftragte Kfz-Sachverständige C schätzte die Reparaturkosten
auf 3.100 EUR zuzüglich Mehrwertsteuer, den Wiederbeschaffungswert auf
3.000 EUR einschließlich Mehrwertsteuer und den Restwert auf 500 EUR. Am
16.6.2005 veräußerte der Kläger das Fahrzeug an einen Kaufinteressenten in Ham-
burg.

Der Kläger hat behauptet, er habe das Fahrzeug in der Zeit vom 17. bis 21.5.2005
durch den Zeugen D auf der Grundlage des Sachverständigengutachtens ordnungs-
gemäß und fachgerecht reparieren lassen. Vor der Reparatur habe er nicht die Ab-
sicht gehabt, den Pkw alsbald zu veräußern. Er sei jedoch am 16.6.2005 auf offener
Straße von dem Kaufinteressenten angesprochen worden. Dieser habe ihm ein fan-
tastisches Kaufangebot unterbreitet, das er als wirtschaftlich und verständig han-
delnder Mensch angenommen habe.

Der Kläger verlangte Schadensersatz auf der Basis der von dem Sachverständigen
ermittelten Netto-Reparaturkosten (3.100 EUR). Die Beklagte zu 2 hat auf der Ba-
sis eines wirtschaftlichen Totalschadens reguliert und den Wiederbeschaffungswert
abzüglich des Restwertes (2.500 EUR) ersetzt.

Das Amtsgericht hat die auf Zahlung des Differenzbetrages gerichtete Klage abge-
wiesen. Das Landgericht hat die Berufung des Klägers zurückgewiesen und die Re-
vision zugelassen, mit der der Kläger sein Begehren weiterverfolgte.
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b) Die rechtliche Beurteilung

Das Berufungsgericht hatte unterstellt, dass die Reparatur des Fahrzeugs fachge-
recht und in einem Umfang durchgeführt worden war, wie ihn der Sachverständige
zur Grundlage seiner Kostenschätzung gemacht hatte. Von diesem Sachverhalt war
für das Revisionsverfahren auszugehen.

Nach gefestigter Rechtsprechung des erkennenden Senats kann der Geschädigte in
einem solchen Fall unter bestimmten Voraussetzungen Ersatz des Reparaturauf-
wandes bis zu 30 % über dem Wiederbeschaffungswert des Fahrzeugs verlangen.
Mit den schadensrechtlichen Grundsätzen des Wirtschaftlichkeitsgebots und des
Verbots der Bereicherung ist es grundsätzlich vereinbar, dass dem Geschädigten,
der sich zu einer Reparatur entschließt und diese auch nachweislich durchführt,
Kosten der Instandsetzung zuerkannt werden, die den Wiederbeschaffungswert bis
zu 30 % übersteigen (Senatsurt. BGHZ 115, 364, 371). Denn der Eigentümer eines
Kraftfahrzeugs weiß, wie dieses ein- und weitergefahren, gewartet und sonst behan-
delt worden ist, ob und welche Mängel dabei aufgetreten und auf welche Weise sie
behoben worden sind. Demgegenüber sind dem Käufer eines Gebrauchtwagens
diese Umstände, die dem Fahrzeug ein individuelles Gepräge geben, zumeist unbe-
kannt. Dass ihnen ein wirtschaftlicher Wert zukommt, zeigt sich auch darin, dass bei
dem Erwerb eines Kraftfahrzeugs aus „erster Hand“ regelmäßig ein höherer Preis
gezahlt wird.

Dass der Geschädigte Schadensersatz erhält, der den Wiederbeschaffungswert
übersteigt, steht mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot und dem Bereicherungsverbot
aber nur im Einklang, wenn er den Zustand des ihm vertrauten Fahrzeugs wie vor
dem Unfall wiederherstellt, um dieses Fahrzeug nach der Reparatur weiter zu nut-
zen. Sein für den Zuschlag von bis zu 30 % ausschlaggebendes Integritätsinteresse
bringt der Geschädigte im Regelfall dadurch hinreichend zum Ausdruck, dass er
das Fahrzeug nach der Reparatur für einen längeren Zeitraum nutzt. Für die Fälle,
in denen der Fahrzeugschaden den Wiederbeschaffungswert nicht übersteigt und
der Geschädigte sein Fahrzeug zunächst weiter nutzt, später aber veräußert, hat der
erkennende Senat entschieden, dass ein Anspruch auf Ersatz der vom Sachverstän-
digen geschätzten Reparaturkosten ohne Abzug des Restwerts besteht, wenn der
Geschädigte das Fahrzeug mindestens sechs Monate nach dem Unfall weiter nutzt
(BGHZ 168, 43, 47 f.). Die Frage, wie lange der Geschädigte sein Fahrzeug weiter
nutzen muss, um sein Integritätsinteresse hinreichend zum Ausdruck zu bringen, ist
für Fälle der vorliegenden Art grundsätzlich nicht anders zu beurteilen. Im Regel-
fall wird hierfür ein Zeitraum von sechs Monaten anzunehmen sein, wenn nicht be-
sondere Umstände eine andere Beurteilung rechtfertigen.

Solche besonderen Umstände waren nach den vom Berufungsgericht getroffenen
Feststellungen vorliegend nicht gegeben.

Den Kläger trifft die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass er den Willen zur Wei-
terbenutzung seines Fahrzeugs hatte. Nach allgemeinen Grundsätzen des Beweis-
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rechts ist es Sache des Anspruchstellers, diejenigen Umstände vorzutragen und ge-
gebenenfalls zu beweisen, die seine Vorstellungen zur Schadenshöhe rechtfertigen.
Die Darlegungs- und Beweislast dafür, dass der als Ersatz verlangte Geldbetrag ob-
jektiv zur Wiederherstellung im Sinne des § 249 BGB erforderlich ist, trägt mithin
der Geschädigte. Verlangt er nach einem Verkehrsunfall mit wirtschaftlichem Total-
schaden Ersatz des den Wiederbeschaffungswert seines Fahrzeugs übersteigenden
Reparaturaufwands, muss er im Rechtsstreit gegebenenfalls den Nachweis erbrin-
gen, dass die Voraussetzungen für eine Abrechnung auf Reparaturkostenbasis vor-
liegen. Da ihm diese Möglichkeit bei einem wirtschaftlichen Totalschaden nur dann
offen steht, wenn er den Zustand des ihm vertrauten Fahrzeugs wie vor dem Unfall
deshalb wiederherstellt, um dieses Fahrzeug nach der Reparatur weiter zu nutzen,
ist er dafür darlegungs- und beweispflichtig, dass dieser Nutzungswille vorgelegen
hat.

Das Berufungsgericht war der Auffassung, der Kläger habe angesichts der Tatsache,
dass er seinen Pkw schon knapp vier Wochen nach Abschluss der Reparatur ver-
äußert habe, nicht hinreichend dargetan, dass er die Absicht gehabt habe, das Fahr-
zeug weiter zu benutzen. Diese tatrichterliche Beurteilung war aus Rechtsgründen
nicht zu beanstanden. Allerdings sind an den Nachweis des Weiterbenutzungswil-
lens, für den das Beweismaß von § 287 ZPO gilt, nur maßvolle Anforderungen zu
stellen. Dass das Berufungsgericht dies verkannt hatte, war nicht ersichtlich. Der
Kläger hatte zwar behauptet, dass er entgegen seiner ursprünglichen Absicht der
Weiterbenutzung des Fahrzeugs dieses aufgrund eines nicht vorhersehbaren Kauf-
angebots veräußert habe. Er hatte aber keine näheren Angaben zum Inhalt des von
ihm behaupteten Kaufangebots vorgetragen hat. Bei dieser Sachlage brauchte das
Berufungsgericht seinem Vortrag zu dem von ihm in Anspruch genommenen Inte-
gritätsinteresse nicht nachzugehen, zumal es dafür auch an einem zulässigen Be-
weisantrag fehlte. Die Voraussetzungen für die vom Kläger beantragte eigene Par-
teivernehmung lagen nicht vor (§§ 447, 448 ZPO). Dem Antrag auf Zeugenverneh-
mung des Kaufinteressenten konnte schon deshalb nicht entsprochen werden, weil
der Kläger dessen Anschrift nicht rechtzeitig, sondern erst – durch Vorlage einer
Kopie des Kaufvertrages – nach Ablauf einer ihm gewährten Schriftsatzfrist mit-
geteilt hatte.

4. Sechs-Monats-Frist ist keine Fälligkeitsvoraussetzung

BGH, Beschl. v. 18.11.2008 – VI ZB 22/08, zfs 2009, 79 = VersR 2009, 128
BGB § 249

Lässt der Geschädigte den Fahrzeugschaden, der über dem Wiederbeschaf-
fungswert, aber innerhalb der 130 %-Grenze liegt, vollständig und fachgerecht
reparieren, so wird der Anspruch auf Ersatz der den Wiederbeschaffungsauf-
wand übersteigenden Reparaturkosten im Regelfall nicht erst sechs Monate
nach dem Unfall fällig.
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a) Der Fall (vereinfacht)

Bei einem Verkehrsunfall wurde das Kraftfahrzeug des Klägers beschädigt. Der
Kläger ließ ein Schadensgutachten erstellen, in dem die Reparaturkosten auf
13.000 EUR, der Wiederbeschaffungswert auf 10.000 EUR und der Restwert auf
4.000 EUR beziffert wurden. Der Kläger ließ das Fahrzeug vollständig und fachge-
recht nach Maßgabe dieses Gutachtens reparieren. Er reichte bei der Beklagten,
dem Haftpflichtversicherer des eintrittspflichtigen Unfallgegners, zur Regulierung
die Reparaturkostenrechnung seines Autohauses vom 4.1.2007 in Höhe von
13.000 EUR ein. Die Beklagte zahlte jedoch zunächst lediglich den Wiederbeschaf-
fungsaufwand (Wiederbeschaffungswert abzüglich Restwert) von 6.000 EUR. Zur
Begründung gab sie an, eine Erstattung innerhalb der 130 %-Grenze erfolge erst,
wenn der Nachweis einer Weiternutzung des Fahrzeugs für mindestens sechs Mona-
te geführt werde.

Mit seiner im Mai 2007 zugestellten Klage hat der Kläger seinen restlichen Scha-
densersatzanspruch geltend gemacht. Nachdem die Beklagte im Juni 2007 den Rest-
betrag gezahlt hatte, haben die Parteien den Rechtsstreit übereinstimmend in der
Hauptsache für erledigt erklärt und widerstreitende Kostenanträge gestellt.

Das Landgericht hat die Kosten des Rechtsstreits dem Kläger auferlegt. Das Be-
schwerdegericht hat die dagegen erhobene sofortige Beschwerde des Klägers zu-
rückgewiesen. Dagegen richtete sich die vom Beschwerdegericht zugelassene
Rechtsbeschwerde des Klägers.

b) Die rechtliche Beurteilung

Die gemäß § 574 Abs. 1 Nr. 2 ZPO statthafte und auch im Übrigen zulässige Rechts-
beschwerde war begründet.

Lässt der Geschädigte den Fahrzeugschaden, der über dem Wiederbeschaffungs-
wert, aber innerhalb der 130 %-Grenze liegt, vollständig und fachgerecht reparie-
ren, so wird der Anspruch auf Ersatz der denWiederbeschaffungsaufwand überstei-
genden Reparaturkosten im Regelfall nicht erst sechs Monate nach dem Unfall fäl-
lig.

Der Begriff der Fälligkeit bezeichnet den Zeitpunkt, von dem an der Gläubiger die
Leistung verlangen kann. Ist eine Zeit für die Leistung weder bestimmt noch aus
den Umständen zu entnehmen, so kann der Gläubiger die Leistung sofort verlangen
(§ 271 Abs. 1 BGB; vgl. auch § 849 BGB). Kann der Geschädigte wegen Beschädi-
gung einer Sache Wiederherstellung (§ 249 Abs. 1 BGB) oder den zur Herstellung
erforderlichen Geldbetrag (§ 249 Abs. 2 S. 1 BGB) verlangen, so tritt die Fälligkeit
in der Regel sofort im Zeitpunkt der Rechtsgutsverletzung ein. Dass der Umfang
der Ersatzpflicht des Schädigers in der Praxis regelmäßig erst nach einiger Zeit fest-
gestellt werden kann, weil etwa Gutachten zum Umfang des Schadens eingeholt
oder die Rechnungsstellung durch eine Reparaturwerkstatt abgewartet werden
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müssen, ändert daran nichts. Sobald der Geschädigte über die zur Geltendmachung
seiner Forderungen erforderlichen Informationen verfügt, kann er prinzipiell den
Verzug (§ 286 BGB) des Schädigers bzw. seines Haftpflichtversicherers mit der fäl-
ligen Forderung herbeiführen und gegebenenfalls die Verzugsfolgen (§§ 287, 288
BGB) geltend machen. Auch wenn einzelne Schadenspositionen zwischen der Ge-
schädigtenseite und der Schädigerseite streitig sind und ihre Berechtigung in einem
möglicherweise lang dauernden Rechtsstreit geklärt werden muss, ändert dies nichts
an der Fälligkeit des Schadensersatzanspruchs, soweit er sich (später) als gerechtfer-
tigt erweist, und auch nichts daran, dass die Schädigerseite, wenn sie wirksam in
Verzug gesetzt wurde, für den Verzugsschaden einzustehen und Verzugszinsen zu
zahlen hat.

Ob die Fälligkeit des Direktanspruchs des geschädigten Dritten gegen den Ver-
sicherer nach § 3 Nr. 1 PflVG a.F. in entsprechender Anwendung des § 11 Abs. 1
VVG a.F. nicht sofort, sondern erst mit Beendigung der nötigen Erhebungen des
Versicherers eintritt (zum Streitstand vgl. Prölss/Martin, VVG, 27. Aufl., § 11 Rn 2;
Hasse, NVersZ 2000, 497, 500, m.w.N.), konnte im Streitfall dahinstehen, weil der
Kläger ersichtlich vor diesem Zeitpunkt weder Ersatz der streitigen Positionen ver-
langt noch Klage erhoben hatte.

Der Senat hatte bisher keinen Anlass, sich zur Frage der Fälligkeit der Schadens-
ersatzforderung in den Fällen der Schadensregulierung, wie sie im vorliegenden
Rechtsstreit in Frage standen, zu äußern. Der Senat hat lediglich entschieden, dass
der Geschädigte zum Ausgleich des durch einen Unfall verursachten Fahrzeugscha-
dens, der den Wiederbeschaffungswert nicht übersteigt, die vom Sachverständigen
geschätzten Reparaturkosten bis zur Höhe des Wiederbeschaffungswerts ohne Ab-
zug des Restwerts verlangen kann, wenn er das Fahrzeug – gegebenenfalls unrepa-
riert – mindestens sechs Monate nach dem Unfall weiter nutzt (BGHZ 168, 43,
46 ff.), und dass der Geschädigte zum Ausgleich eines Fahrzeugschadens, der den
Wiederbeschaffungswert um nicht mehr als 30 % übersteigt, Reparaturkosten über
dem Wiederbeschaffungsaufwand (Wiederbeschaffungswert minus Restwert) auch
bei vollständiger und fachgerechter Reparatur im Regelfall nur verlangen kann,
wenn er das Fahrzeug nach dem Unfall sechs Monate weiter nutzt (Senatsurt. v.
13.11.2007 – VI ZR 89/07, VersR 2008, 134 f. und v. 27.11.2007 – VI ZR 56/07,
VersR 2008, 135, 136).

Der Grund für diese Rechtsprechung liegt darin, dass der Geschädigte bestimmte
Schadenspositionen nur verlangen kann, wenn sich der Grund für ihre Zuerken-
nung als ausreichend beständig erweist. Ersatz des Wiederbeschaffungswerts be-
deutet, dass der Restwert des beschädigten Fahrzeugs bei der Schadensregulierung
unberücksichtigt bleibt. Das ist nur dann gerechtfertigt, wenn der Geschädigte ihn
nicht realisiert, so dass er sich nur als hypothetischer Rechnungsposten darstellt, der
sich in der Schadensbilanz nicht niederschlagen darf; hier genießt das Integritäts-
interesse des Geschädigten Vorrang und darf durch das Wirtschaftlichkeitsgebot
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und das Bereicherungsverbot nicht verkürzt werden (vgl. Senatsurt. BGHZ 154,
395, 397 f.; 168, 43, 46). Ebenso ist, wenn der Schaden den Wiederbeschaffungswert
um bis zu 30 % übersteigt, ein Ersatz, der über dem Wiederbeschaffungsaufwand
(Wiederbeschaffungswert minus Restwert) liegt, nur dann gerechtfertigt, wenn ein
besonderes Integritätsinteresse des Geschädigten besteht (Senatsurt. v. 13.11.2007 –
VI ZR 89/07 und v. 27.11.2007 – VI ZR 56/07, a.a.O.).

Den genannten Senatsurteilen kann entgegen der vom Beschwerdegericht sowie
teilweise in Rechtsprechung vertretenen Auffassung nicht entnommen werden, dass
der Ersatzanspruch des Geschädigten erst nach Ablauf der Sechsmonatsfrist fällig
wird. Der Senat ist in seiner bisherigen Rechtsprechung davon ausgegangen, dass
die Feststellung, ob ein Integritätsinteresse des Geschädigten zu bejahen ist, er also
ein nachhaltiges Interesse an der Weiternutzung seines Fahrzeugs hat, häufig
schwierig ist. Er hat deshalb die Frage, wie lange der Geschädigte das Fahrzeug
nach dem Unfall nutzen muss, um ein nachhaltiges Interesse an dessen Weiternut-
zung zum Ausdruck zu bringen, nach Abwägung der beiderseitigen Interessen zur
Erleichterung einer praktikablen Schadensabwicklung dahin beantwortet, dass im
Regelfall ein Zeitraum von sechs Monaten erforderlich, aber auch ausreichend ist
(Senatsurt. BGHZ 168, 43, 48; Senatsurt. v. 13.11.2007 – VI ZR 89/07, a.a.O., S. 135,
und v. 27.11.2007 –VI ZR 56/07, a.a.O.).

Die Sechsmonatsfrist stellt indes keine zusätzliche Anspruchsvoraussetzung dar. Sie
hat lediglich beweismäßige Bedeutung. Wird das beschädigte Fahrzeug sechs Mona-
te nach dem Unfall weiter benutzt, so ist dies im Regelfall ein ausreichendes Indiz,
um das Integritätsinteresse des Geschädigten zu bejahen; eine weitergehende Be-
deutung hinsichtlich der Fälligkeit des Anspruchs kommt der Frist nicht zu.

Die Frist als eigenständige Anspruchsvoraussetzung zu verstehen, verbietet sich
schon deshalb, weil nicht ersichtlich ist, aus welchem Grund eine Erweiterung der
sich aus § 823 Abs. 1 BGB bzw. § 7 Abs. 1 StVG i.V.m. §§ 249, 271 BGB, § 3 PflVG
a.F. ergebenden Anspruchsvoraussetzungen durch die Rechtsprechung angezeigt
sein könnte. Dies würde auch zu einer für die Mehrzahl der Geschädigten unzumut-
baren Regulierungspraxis führen. Diese müssten, obwohl sie ihr Fahrzeug ord-
nungsgemäß reparieren ließen oder lassen wollen, bis zu sechs Monate auf die Zah-
lung eines Großteils der ihnen zustehenden Ersatzforderung warten. Würde die
Fälligkeit der Restforderung bis zum Ablauf der Sechsmonatsfrist verschoben, wäre
es dem Geschädigten, auch wenn sich sein Begehren als gerechtfertigt erweist, nicht
möglich, den Schädiger bzw. seinen Haftpflichtversicherer vor Ablauf der Frist in
Verzug zu setzen, um so zumindest eine Verzinsung der Forderung zu erreichen.
Dies liefe dann auf eine entschädigungslose Vorfinanzierung durch den Geschädig-
ten oder, falls ihm eine Vorfinanzierung aus finanziellen Gründen nicht möglich ist,
auf einen gänzlichen Verzicht auf die gewünschte Reparatur hinaus, was eine erheb-
liche Einschränkung der Ersetzungsbefugnis und der Dispositionsfreiheit des Ge-
schädigten bedeuten würde.
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Ein Hinausschieben der Fälligkeit für sechs Monate käme zudem nicht in jedem
Fall in Betracht. Die Weiternutzung für sechs Monate ist nur im Regelfall ein ausrei-
chendes Indiz für ein bestehendes Integritätsinteresse. Es sind indes zahlreiche Fall-
gestaltungen denkbar, bei denen die Nutzung des Fahrzeugs aus besonderen Grün-
den bereits lange vor Ablauf der Sechsmonatsfrist eingestellt wird, etwa infolge ei-
nes weiteren Unfalls oder deshalb, weil eine Fahrzeugnutzung aus finanziellen
Gründen (z.B. Arbeitslosigkeit) nicht mehr möglich ist. In solchen Fällen könnte für
die Fälligkeit allenfalls auf den Zeitpunkt der jeweils erzwungenen oder jedenfalls
schadensrechtlich unschädlichen Nutzungsaufgabe abgestellt werden. Dafür ist in-
des in Anbetracht der vorstehenden Erwägungen kein Grund ersichtlich.

Dass der Schädiger bzw. sein Haftpflichtversicherer bei sofortiger Fälligkeit des ge-
samten Schadensersatzbetrages nach fachgerechter Reparatur das Solvenzrisiko
hinsichtlich eines etwaigen Rückforderungsanspruchs trägt, sofern er in der Sechs-
monatsfrist zahlt, vermag an der rechtlichen Beurteilung nichts zu ändern. Die mit
der Gesamtfälligkeit möglicherweise einhergehenden Unsicherheiten erschweren
die Regulierung für den Schädiger bzw. dessen Haftpflichtversicherer auch nicht un-
zumutbar. Die Zahlung des gesamten Betrages erfolgt auf eine vom Geschädigten
veranlasste Wiederherstellung des beschädigten Kraftfahrzeugs. Hierdurch ist der
Wille zur Weiternutzung zunächst ausreichend belegt. Ob der Versicherer in dieser
Situation den gesamten Schadensersatzbetrag bezahlt oder ob er sich verklagen
lässt, muss er aufgrund einer Bewertung der Umstände des jeweiligen Regulie-
rungsfalls beurteilen. Eine solche Beurteilung der Umstände des Einzelfalls mag im
Massengeschäft der Regulierungspraxis lästig sein, ist aber nicht zu vermeiden,
wenn der einzelne Regulierungsfall konkrete Zweifelsfragen aufwirft. Zahlt der
Versicherer, kann er die Zahlung des über demWiederbeschaffungsaufwand liegen-
den Betrages unter einem Rückforderungsvorbehalt leisten.

Im Streitfall war nicht vorgetragen oder ersichtlich, dass für die Beklagte bei Vor-
lage der Reparaturrechnung Anhaltspunkte für einen fehlenden Willen des Klägers
zur Weiternutzung des Fahrzeugs bestanden. Der Kläger hat das Fahrzeug auch
über einen Zeitraum von sechs Monaten genutzt und damit sein Integritätsinteresse
bestätigt. Mithin hat er zu Recht Ersatz der gesamten Reparaturkosten verlangt.
Die Forderung war spätestens bei Absendung des Schreibens vom 14.2.2007 fällig,
in dem die Beklagte die Zahlung des Differenzbetrages zwischen Wiederbeschaf-
fungsaufwand und dem vollen Betrag der Reparaturkosten zu Unrecht vom Nach-
weis einer sechsmonatigen Weiternutzung des Fahrzeugs abhängig machte.

Da die Klage danach von Anfang an begründet war, konnte der angefochtene Be-
schluss keinen Bestand haben. Die gegen den Kostenbeschluss des Landgerichts ge-
richtete sofortige Beschwerde war vielmehr zulässig (§§ 91a Abs. 2, 567 ff. ZPO) und
auch begründet. Denn es entsprach billigem Ermessen im Sinne des § 91a Abs. 1 S. 1
ZPO, die Kosten des Rechtsstreits der Beklagten aufzuerlegen. Der Beschluss des
Landgerichts war auf die sofortige Beschwerde dahin gehend abzuändern. Der Senat
konnte in der Sache selbst entscheiden, weil keine tatsächlichen Fragen offen waren.
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5. Keine Bindung an fiktive Schadensabrechnung des
Wiederbeschaffungsaufwands bei späterer Reparatur

BGH, Urt. v. 17.10.2006 – VI ZR 249/05, zfs 2007, 148 = VersR 2007, 82
BGB § 249

Der durch einen Verkehrsunfall Geschädigte, der seinen Fahrzeugschaden mit
dem Haftpflichtversicherer des Schädigers zunächst auf der Grundlage des
vom Sachverständigen ermittelten Wiederbeschaffungsaufwands abrechnet, ist
an diese Art der Abrechnung nicht ohne weiteres gebunden. Er kann – im Rah-
men der rechtlichen Voraussetzungen für eine solche Schadensabrechnung und
der Verjährung – die höheren Kosten einer nunmehr tatsächlich durchgeführten
Reparatur des beschädigten Fahrzeugs verlangen, sofern sich nicht aufgrund
der konkreten Umstände des Regulierungsgeschehens etwas Abweichendes er-
gibt.

a) Der Fall

Die Beklagten hafteten als Halter eines Kraftfahrzeugs und dessen Haftpflichtver-
sicherer dem Kläger in vollem Umfang für die Folgen eines Verkehrsunfalls, der
sich am 1.6.2004 ereignet hatte.

Ein vorprozessual beauftragter Kraftfahrzeugsachverständiger ermittelte in seinem
Gutachten vom 7.6.2004 Reparaturkosten von ca. 9.550 EUR brutto, denWiederbe-
schaffungswert mit 7.900 EUR brutto (abzgl. 2 % = 7.745 EUR netto) und den
Restwert mit 3.185 EUR brutto (Zahlen zur Vereinfachung leicht verändert). Die-
ses Gutachten ist von den Parteien nicht angegriffen worden.

In einem früheren Rechtsstreit hatte der Kläger die Differenz zwischen dem Netto-
Wiederbeschaffungswert (7.745 EUR) und dem Restwert (3.185 EUR), also den
Wiederbeschaffungsaufwand in Höhe von 4.560 EUR geltend gemacht. Der Kläger
hat die Klage in jenem Verfahren zurückgenommen, nachdem die Beklagte zu 2
den geltend gemachten Betrag gezahlt hatte.

Mit der vorliegenden Klage begehrte der Kläger nunmehr die Regulierung des
Schadens auf Reparaturkostenbasis und legte dazu zwei Rechnungen einer Repara-
turwerkstatt über 1.200 EUR und über 7.130 EUR, zusammen 8.330 EUR, vor. Un-
ter Anrechnung der Differenz aus dem Wiederbeschaffungswert und dem Restwert
in Höhe von 4.560 EUR errechnete er sich einen weiteren Schaden in Höhe von
3.770 EUR (Zahlen zur Vereinfachung leicht verändert).

Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiesen und die Revision zugelassen.

b) Die rechtliche Beurteilung

Das Berufungsgericht ging davon aus, dass der Geschädigte an die von ihm getroffe-
ne Wahl der gemäß § 249 Abs. 1 und 2 BGB möglichen Abrechnungsvarianten ge-

Reparaturkosten/Wiederbeschaffungsaufwand, fiktive/konkrete Schadensabrechnung

42

§ 1

48

49

50

51

52

53


